
 12. Rückstausicherung, Kellerentwässerung 
  Alle Geschosse sind gegen Rückstau entsprechend zu sichern. 
 
 13. Bauwasserhaltung, Grundwasser, Niederschlagswasser 
  Bauvorhaben mit Bauwasserhaltung während der Baumaßnahme sind in einem 

Wasserrechtsverfahren beim Umweltamt zu beantragen. 
  Wenn ein ständiges Eintauchen des Baukörpers oder Teile des Baukörpers ins Grundwasser zu 

erwarten ist, muss darüber hinaus eine beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis nach Art. 15 
BayWG beantragt werden. 

 

  Sofern bei der Baumaßnahme unerwartet Grundwasser erschlossen wird, sind die das 
Grundwasser betreffenden Arbeiten einzustellen und umgehend das Klima- und Umweltamt der 
Stadt Bamberg zu informieren. 

 

  Sollte das Niederschlagswasser im Rahmen der Bauvorhaben versickert werden und sollte die 
Versickerung nicht unter die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) mit den 
dazugehörigen Technischen Regeln (TRENGW) fallen, dann ist eine beschränkte 
wasserrechtliche Erlaubnis nach Art. 15 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) notwendig. Diese ist 
bei der Stadt Bamberg, Klima- und Umweltamt, zu beantragen. 

 
 14. Schmutzwasserbeseitigung  
  Die Behandlung der Haus- und Laborwasser hat gemäß der Entwässerungssatzung der Stadt 

Bamberg, den Regeln der Technik sowie der gesetzlichen Vorgaben zu erfolgen. 
 
 15. Bodendenkmäler 
  Aufgefundene Bodendenkmäler sind unverzüglich der Archäologischen Außenstelle des 

Landesamtes für Denkmalpflege für Oberfranken, Schloss Seehof, 96117 Memmelsdorf, Tel.: 
0951/4095-0, Fax: 0951/4095-30 und der Unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Bamberg - 
Stadtarchäologie (Stefan Pfaffenberg: 0951/871693) anzuzeigen (Art. 8 Abs. 1 DSchG) sowie 
unverändert zu belassen (Art. 8 Abs. 2 DSchG). Die Fortsetzung der Erdarbeiten bedarf der 
Genehmigung. 

 
 16. Altlasten  
  Im Altlastenkataster nach Art. 3 BayBodSchG sind für die im Geltungsbereich des Bauleitplanes 

liegenden Flächen aktuell keine Altlastenverdachtsflächen eingetragen. 
  Werden bei Erschließungs- oder Baumaßnahmen Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen 

oder Altlasten gefunden, ist die Bodenschutzbehörde beim Klima- und Umweltamt der Stadt 
Bamberg unverzüglich zu informieren. 

 

B. Hinweise 
 
 
 1. Bestehende Grundstücksgrenzen 
 
 2. Flurstücksnummern 
 
 3. Höhenlinien (bestehende Topographie) 
 
 4. Bestehende Böschungen 
 
 5. Geplante Böschungen 
 
 6. Bestehende Zierteiche 
 
 7. Bestehende bauliche Anlagen außerhalb des Geltungsbereiches mit Hausnummern 
 
 8. Beabsichtigte Planung Neubauten gemäß Masterplanung 
 
 9. Beabsichtigte Planung Kreisverkehr (Waizendorfer Straße / Planstraße C) 
 
 10. Maßzahlen  
 
 11. Erklärung der Nutzungsschablone / Nutzungsstempel 

 

 4. Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB) 
 
 4.1 Stellplätze und Parkhaus 

Die gültige Satzung der Stadt Bamberg über die Ausgestaltung der Pflicht zur Herstellung von 
Stellplätzen sowie die Pflicht zur Herstellung von Fahrradabstellplätzen und die Ablöse dieser 
Pflichten (Stellplatzsatzung - StS) ist als Planungsgrundlage zu verwenden. 

 
 4.2 Stellplätze und Nebenanlagen 
  Stellplätze und Nebenanlagen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 

zulässig. Stellplätze sind gemäß der Pflanzbestimmung für Baumpflanzungen mit einem Baum 
pro 5 oberirdische Stellplätze zu begrünen. 

 
 
 5. Gestaltung 
  (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. der BayBO) 
 
 5.1 Gebäude 
 
 5.1.1 Dachform 
  Flachdach 
 
 5.1.2 Dachneigung 
  Die Dachneigung darf höchstens 5° betragen. 
 
 5.2 Geländeanpassung 
  Erforderliche Stützmauern zur Absicherung des Geländes sind zulässig.  
 
 5.3 Freileitungen 

Telekommunikationsleitungen sind aus stadtgestalterischen Gründen unterirdisch zu verlegen, 
Freileitungen sind nicht zulässig. 

 
 

 6. Verkehrsflächen  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 

6.1 Straßenbegrenzungslinie 
 
6.2 Öffentliche Verkehrsflächen  
 Die Straßenraumgestaltung mit begleitendem Fuß- und Radweg dient nur als Hinweis und kann 

im Rahmen der Bauausführung geändert werden. 
 

 Kombinierter landwirtschaftlicher Flur- und Radweg, Darstellung als Hinweis. 
 

6.3 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: 
 
6.3.1 Privatstraße  

Die Straßenraumgestaltung dient nur als Hinweis und kann im Rahmen der Bauausführung 
noch geändert werden (schematische Schnittansicht in der Begründung). 

 
6.3.2 Öffentlicher land- und forstwirtschaftlicher Weg 
 
 

 7. Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) 
 
 7.1 Geh- Fahr und Leitungsrechte gesamt 
  Es gilt die Aufteilung gemäß gesonderter Plandarstellung für Gr+Fr+Lr 1, Gr+Fr 2 und Gr+Fr 3 
 
 7.1.1 Gr+Fr+Lr 1 - Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Stadt Bamberg oder Beauftragte zur 

Sicherung der bestehenden Zu- und Ablauftrasse des Regenwasserrückhaltebeckens 1 
 
 7.1.2 Gr+Fr 2 - Geh- und Fahrrecht zugunsten des Fußgänger- und des Fahrradverkehrs, des 

Anliegerverkehrs, der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben, des öffentlichen 
Personennahverkehrs und der Taxis 

 
 7.1.3 Gr+Fr 3 - Geh- und Fahrrecht zugunsten des Fußgänger- und Fahrradverkehrs 

 
 

A. Zeichnerische und textliche Festsetzungen nach § 9 BauGB und BauNVO 
 
 
 1. Art der baulichen Nutzung 
 
 1.1 Sonstiges Sondergebiet, Zweckbestimmung Klinikum (§ 11 Abs. 2 BauNVO) 

Zulässig sind die für den Betrieb eines Klinikums notwendigen Gebäude und Anlagen, ferner 
Schulungseinrichtungen und Wohnungen für das Klinikpersonal und Auszubildende sowie 
andere Klinikum bezogenen Nutzungen, wie (Arzt-)Praxen, Rehabilitation. 

 
 1.2 Flächen mit bedingter Nutzungsaufnahme (gem. § 9 Abs. 2 BauGB) 
 
 1.2.1 Sonstiges Sondergebiet 1 (SO 1) 

Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist das Baurecht im Baufeld SO 1 solange unzulässig, bis die 
Fertigstellung der Planstraße C und der Planstraße A inkl.  der Fahrbahndeckschicht, Ver- und 
Entsorgungsleitungen, Gehwege, Fahrbahnquerungen, Beleuchtung, des Straßenbegleitgrüns 
und der Baumpflanzungen sowie die Herstellung des Regenrückhaltebeckens 2 gemäß 
Bebauungsplan vollständig erfolgt ist. Die Straßenabschnitte nördlich und östlich des 
bestehenden Parkhauses sind dabei von der Fertigstellung ausgenommen. 

 
 1.2.2 Sonstige Sondergebiete 2, 3 und 5 (SO 2, SO 3 und SO 5) 

Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist das Baurecht im Baufeld SO 2, SO 3 und SO 5 solange 
unzulässig, bis die Fertigstellung der Planstraße C, der Planstraße B sowie der Planstraße A inkl. 
der Fahrbahndeckschicht, Ver- und Entsorgungsleitungen, Gehwege, Fahrbahnquerungen, 
Beleuchtung, des jeweiligen Straßenbegleitgrüns und der jeweiligen Baumpflanzungen sowie 
die Herstellung des Regenrückhaltebeckens 2 gemäß Bebauungsplan vollständig erfolgt ist. Die 
Straßenabschnitte nördlich und östlich des bestehenden Parkhauses sind dabei von der 
Fertigstellung ausgenommen. 

 
 1.2.3 Sonstiges Sondergebiet 4 (SO 4) 

Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist das Baurecht im Baufeld SO 4 solange unzulässig, bis die 
Fertigstellung der Planstraße C inkl. der Fahrbahndeckschicht, Ver- und Entsorgungsleitungen, 
Gehwege, Fahrbahnquerungen, Beleuchtung, des Straßenbegleitgrüns und der 
Baumpflanzungen sowie die Herstellung des Regenrückhaltebeckens 2 gemäß Bebauungsplan 
vollständig erfolgt ist. 

 
 
 2. Maß der baulichen Nutzung 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 BauGB und §§ 16 - 21a BauNVO) 
 
 2.1 Zahl der Vollgeschosse 
 
  z.B. maximal IV Vollgeschosse zulässig: IV 
 
 2.2 Grundflächenzahl (GRZ) 
  (§§ 16, 17 und 19 BauNVO)  
 
 2.3 Geschossflächenzahl (GFZ) 
  (§§ 16, 17 und 20 BauNVO)  
  Eine Überschreitung der Orientierungswerte für die Bestimmung des Maßes der baulichen 

Nutzung gemäß § 17 BauNVO ist im SO 1, SO 4 und SO 5 hinsichtlich der Geschossflächenzahl 
zur Erfüllung der hier vorliegenden zweckentsprechenden Grundstücksnutzung zulässig (vgl. 
Planeinschrieb). 

 
 

 17. Bodenschutz  
Es gelten die sonstigen Vorgaben zum Schutz von Boden nach DIN 19731 und § 6 BBodSchG in 
Verbindung mit § 12 BBodSchV. Jegliche Bodenverdichtungen sind während der Bauarbeiten 
auf ein Minimum zu reduzieren bzw. mit Hilfe technischer Maßnahmen zu verhindern. 
Bestehende Grünflächen, welche später noch als Grünflächen/Pflanzflächen oder 
Versickerungsflächen genutzt werden, sind soweit möglich nicht für die Baumaßnahme 
(Baustraßen, Bereitstellungsflächen, o.ä.) zu nutzen, um eine Verdichtung des Bodens zu 
vermeiden. Sofern eine Inanspruchnahme dieser Flächen unvermeidlich ist, sind diese nach der 
Bauphase wiederherzustellen, bei entsprechender Verdichtung wieder aufzulockern und mit 
geeignetem Oberboden anzudecken. 
Zum Schutz gegen Erosion z.B. infolge von Starkniederschlagsereignissen ist der aufgebrachte 
Oberboden entsprechend den Vorgaben des Naturschutzes zu begrünen und sicherzustellen, 
dass eine Begrünung auch bestehen kann. Gibt es hierzu keine Vorgaben, ist die Begrünung 
durch z.B. Wildkräuter und/oder Gräser empfohlen.  
Generell sind Beeinträchtigungen, welche die in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BBodSchG definierten 
natürlichen Funktionen des Bodens, zum Beispiel als Filter und Puffer zum Schutz des 
Grundwassers oder Puffer bei Starkniederschlagsereignissen, negativ beeinflussen, soweit wie 
möglich zu vermeiden. 
Die Anforderungen an das Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden nach § 6 
BBodSchG in Verbindung mit §§ 6-8 der BBodSchV sind zu beachten. 

 
 18. Energieeinsparung 

Zur Einsparung von Energie und zur Minimierung der Schadstoffbelastung der Umwelt sind die 
Bauvorhaben so zu planen und auszuführen, dass auf Dauer ein möglichst geringer 
Energiebedarf entsteht. Zudem soll durch Nutzung regenerativer Energieträger eine nahezu 
komplett CO2-neutrale Energieversorgung des Gesundheitscampus gewährleistet werden. (Siehe 
Begründung) 

 
 19. Baumschutzverordnung 

Die Verordnung zum Schutz des Baumbestandes innerhalb der Stadt Bamberg 
(Baumschutzverordnung) ist ergänzend zu den Festsetzungen des Bebauungsplanes zu 
beachten. Für Beeinträchtigungen bzw. unvermeidbare Rodungen von Bäumen die unter die 
Baumschutzverordnung Bamberg fallen sind Ausnahmegenehmigungen und Fäll-Anträge mit 
dem Baugenehmigungsantrag zu stellen. Notwendigkeit, Umfang, Art und Größe der zu 
leistenden Ersatzpflanzung bzw. Ausgleichszahlung werden im Baubescheid gem. der 
Baumschutzverordnung Bamberg festgelegt. 

 
 20. Freiflächengestaltungsplanung 

Jedem Bauantrag ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan beizufügen. 
 
 21. Regelwerk/Normen 

Die aufgeführten DIN-Normen können im Stadtplanungsamt Bamberg, Baureferat, Untere 
Sandstraße 34, 96049 Bamberg, in der Planauflage während der Öffnungszeiten eingesehen 
werden. 

 
 22. Folgende Gutachten sind integrale Bestandteile dieses Bebauungsplanes: 
  - Unterlagen "Entwässerung und Verkehrsanlagen" inkl. Anlagen von August 2026  
  - Verkehrsgutachten, Aktualisierung 2024 mit Ergänzung 2026, vom 22.06.2026 
  - Schallschutztechnische Untersuchung, Bericht 090-6725_04, von August 2026 
  - Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) von August 2026 
  - Kampfmittelvorerkundung von August 2016 
 

- "V 5: Förderung der Reptilienlebensräume (Zauneidechse)" 
Im Rahmen der Gestaltung der Ausgleichsflächen sind zur Strukturanreicherung 
fachgerecht angelegte Habitat-Strukturen (punktuelle Steinschüttungen mit 
Totholzhaufen/Wurzelstöcken) einzuplanen. 
 

- "V 6": Beleuchtung  
Für Belichtungsanlagen im Außenbereich sind technische Leuchten zu verwenden, die nur 
unterhalb der Horizontalen abstrahlen und bedarfsorientiert anhand eines Dimmprofils die 
Lichtmenge in den Nachtstunden (z.B. ab 22.00 – 6.00 Uhr) reduzieren. Es sind hierbei 
ausschließlich Leuchtmittel mit einer Farbtemperatur im Bereich von 1.700 bis max. 3000 
Kelvin (warmweißes, bernsteinfarbenes Licht) und möglichst ohne UV-Anteil im 
Lichtspektrum zu verwenden. Der Blauanteil im weißen Licht sollte 10% nicht überschreiten.  
Eine Beleuchtung (auch indirekt) angrenzender Waldbestände ist zu unterlassen. 
 

- "V7: Glas- und Fensterflächen" 
Großflächig zusammenhängende volltransparente Glas- und Fensterflächen (>3 m² Fläche) 
sind mittels vollflächig verteilter Muster/Markierungen mit einer Gesamtabdeckung der 
Fläche von mind. 15 % bei Linienmuster und mind. 25 % bei Punkt-/Symbolmuster zu 
versehen, um Vogelschlag zu reduzieren. Dauerhaft vorgehängte Sonnenschutzsysteme 
stellen eine Alternative hierzu dar. 
 

- "V8: Schaffung linearer Verbindungselemente innerhalb der Baufelder/Dachbegrünung" 
Im Rahmen der Freiflächengestaltung und Gebäudebegrünung ist eine naturnahe 
Gestaltung und Vernetzung anzustreben. 
 

- "V-E 3: Vermeidungs-Maßnahme für die 'Grüne Keiljungfer'"  
Für alle Bauarbeiten im Erweiterungsgebiet des Klinikums muss eine Sedimentrückhaltung 
bei Starkregen gewährleistet sein, um Einträge in den Erlbach und die Aurach zu 
vermeiden. 
 

- "V9: Einsatz einer Umweltbaubegleitung"  
Zur Umsetzung und Kontrolle sämtlicher Vermeidungsmaßnahmen und der CEF-
Maßnahmen ist eine Umweltbaubegleitung einzusetzen. 
 

 
 8.3 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für 

Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

 
 8.3.1 Freiflächengestaltung innerhalb des Sondergebietes 

Die nicht durch Nebenanlagen, Stellplätze und Wegeflächen überbaubaren 
Sondergebietsflächen sind als strukturreiche Grünflächen mit Baum- und Strauchpflanzungen 
zu gestalten und dauerhaft gärtnerisch zu unterhalten. Für Baum- und Strauchpflanzungen sind 
standortgerechte Arten zu verwenden (Artauswahl siehe Artenliste in der Begründung, 
Mindestqualität siehe festgesetzte Pflanzqualitäten für Baumpflanzungen. Nadelgehölze 1. und 
2. Wuchsordnung (>10 m Höhe) sowie Nadelgehölzhecken sind unzulässig. 

 
 8.3.2 Flachdachbegrünung 

Flachdächer sind ab einer Gesamtfläche von 50 m² mit Ausnahme von erforderlichen 
Dachdurchdringungen und technischen Einrichtungen mit einer extensiven oder intensiven 
Dachbegrünung auszustatten und konstruktiv entsprechend auszubilden. Die Begrünung ist auf 
Dauer fachgerecht zu unterhalten. Die Vegetationstragschicht muss mindestens 15 cm stark 
sein. Die Dachfläche ist mit einer standortgerechten Sedum-/Gräser-/Kräutermischung anzusäen 
und/oder mit standortgerechten Stauden zu bepflanzen. Die kombinierte Nutzung mit Solar- 
und/oder Photovoltaikanlagen ist zulässig. 
Flachdächer von Carports, Garagen, Müllgebäuden und sonstigen Nebengebäuden sind ab 
einer Dachfläche von 10 m² ganzflächig mit einer extensiven Dachbegrünung auszustatten und 
konstruktiv entsprechend auszubilden. Die Begrünung ist auf Dauer fachgerecht zu unterhalten. 
Die Vegetationstragschicht muss mindestens 6 cm stark sein. Die kombinierte Nutzung mit 
Solar- und/oder Photovoltaikanlagen ist zulässig. 

 

 11. Umgrenzung von Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutz 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen (Immissionsschutz) Gutachten August 2026 

  (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB) 
 
 11.1 Verkehrsgeräusche 
 
  Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen 

["Nach DIN 4109 sind dies Wohnräume einschließlich Wohndielen bzw. Wohnküchen, 
Schlafräume, einschließlich Übernachtungsräumen in Beherbergungsstätten und Bettenräume 
in Krankenhäusern und Sanatorien, Unterrichtsräume in Schulen, Hochschulen und ähnlichen 
Einrichtungen, Büroräume, Praxisräume, Sitzungsräume und ähnliche Arbeitsräume."] sind 
gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße (R'w,ges) der Außenbauteile einzuhalten, sofern dort 
schutzbedürftige Aufenthaltsräume vorgesehen werden: 

 

R'w,ges ≥ 35 dB 
 

 
 11.2 Anlagengeräusche 
 
 11.2.1 Die Regelungen der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm von 1998 (TA Lärm) sind 

zu beachten. 
 
 11.2.2 Im Sondergebiet (SO) sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulässig, deren Geräusche die 

folgenden festgesetzten Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6:00 bis 22:00 
Uhr) noch nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) überschreiten: 

 

  Emissionskontingente LEK tags und nachts in dB(A)/m² 
 Teilfläche Größe [m²] Basis-Emissionskontingent LEK,Basis 

[dB(A) / m²] 
tags nachts 

SO 1 (ohne Fl.-Nr. 8930/3) ca. 9.840 55 37 

SO 2 ca. 6.090 55 37 

SO 3 ca. 9.580 55 37 

SO 4 ca. 8.340 62 44 

SO 5 ca. 24.220 55 37 

 
  Für die im Plan dargestellten Richtungssektoren erhöht sich das Emissionskontingent LEK um 

folgendes Zusatzkontingent: 
 

  Zusatzkontingent tags und nachts in dB(A) 
 

Richtungssektor Zusatzkontingent Tag  
[dB(A)] 

Zusatzkontingent Nacht  
[dB(A)] 

A + 1 + 4 

B + 3 + 6 

C + 5 + 5 

 

Art der baulichen Nutzung  

Grundflächenzahl (GRZ) Geschossflächenzahl (GFZ) 

Dachform Bauweise  
 

 

 8. Grünordnung 
 
 8.1 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 
 8.1.1 Private Grünfläche A (Zweckbestimmung Parkanlage) 

Die private Grünfläche A mit Zweckbestimmung Parkanlage ist als strukturreiche Parkanlage 
durch Neupflanzungen von Einzelbäumen, Baumgruppen und Sträuchern zu gestalten und 
dauerhaft gärtnerisch zu erhalten. Die zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume sind in das 
Neupflanzungskonzept zu integrieren. Mindestens 30% der Grünfläche sind zudem als 
naturnahe Bereiche auszubilden.  
Für mindestens 75 % der gesamten Neupflanzungen sind heimische Arten zu verwenden. Für 
die Neupflanzungen sind standortgerechte Arten (Artauswahl siehe Artenliste in der 
Begründung) mit nachfolgender Mindestpflanzqualität zu verwenden: 
 

Einzelbäume/-gruppen Mindestqualität Hochstamm, 3xv, StU 16-18, mB 
Strauchpflanzungen Mindestqualität Str. 2xv 80/100 
 

Nadelgehölze 1. und 2. Wuchsordnung (>10 m Höhe) sowie Nadelgehölzhecken sind 
unzulässig. Der Zweckbestimmung der Grünfläche dienende (bauliche) Anlagen sind zulässig. 
Die Anlage von gestalterischen Stein- und Schotterflächen ist nur in Verbindung mit der Anlage 
von Gewässern und in deren direktem Uferbereich zulässig. 
 

 8.1.2 Private Grünflächen B (Zweckbestimmung Aufenthaltsgrün) 
Die privaten Grünflächen B mit Zweckbestimmung "Aufenthaltsgrün" sind als strukturreiche 
Grünflächen mit lichten Gehölzpflanzungen/-gruppen aus standortgerechten Laubgehölzen und 
Sträuchern zu gestalten und dauerhaft gärtnerisch zu erhalten. Mindestens 30% der Grünfläche 
sind zudem als naturnahe Bereiche auszubilden. 
Für mindestens 75 % der gesamten Neupflanzungen sind heimische Arten zu verwenden. Für 
die Neupflanzungen sind standortgerechte Arten (Artauswahl siehe Artenliste in der 
Begründung) mit nachfolgender Mindestpflanzqualität zu verwenden: 
 

Einzelbäume/-gruppen Mindestqualität Hochstamm, 3xv, StU 16-18, mB 
Strauchpflanzungen Mindestqualität Str. 2xv 80/100 
 

Nadelgehölze 1. und 2. Wuchsordnung (>10 m Höhe) sowie Nadelgehölzhecken sind 
unzulässig. Der Zweckbestimmung der Grünfläche dienende (bauliche) Anlagen sind zulässig. 
Die Anlage von gestalterischen Stein- und Schotterflächen ist nur in Verbindung mit der Anlage 
von Gewässern und in deren direktem Uferbereich zulässig. 

 
 8.1.3 Private Grünfläche C (Zweckbestimmung RRB) 
  Die privaten Grünflächen C mit Zweckbestimmung "RRB" (Regenrückhaltebecken) sind als 

Erdbecken mit einer Ansaat für wechselfeuchte Grünflächen anzulegen bzw. im Bestand zu 
erhalten und, sofern keine wartungstechnischen Erfordernisse dagegenstehen, extensiv zu 
pflegen. Erschließungswege für Wartungsarbeiten sind in wasserdurchlässiger Bauweise 
zulässig.  Einfriedungen sind nur als sichtdurchlässige Metallzäune ohne durchgehenden Sockel 
und mit einer Bodenfreiheit von mindestens 15 cm zulässig. 

 
 8.1.4 Private Grünflächen D (Zweckbestimmung Verkehrsbegleitgrün) 
  Die privaten Grünflächen mit Zweckbestimmung "Verkehrsbegleitgrün" sind naturnah zu 

gestalten und extensiv zu pflegen. Unterbrechungen der Grünstreifen von bis zu 10 m sind im 
Bereich erforderlicher Zufahrten zulässig. 

 
 8.1.5 Öffentliche Grünflächen (Zweckbestimmung Verkehrsbegleitgrün) 
  Die öffentlichen Grünflächen mit Zweckbestimmung "Verkehrsbegleitgrün" sind naturnah zu 

gestalten und extensiv zu pflegen und vor zusätzlichem Gehölzaufwuchs neben dem Pflanz-/ 
Erhaltungsgebot freizuhalten. 

 

Im Saumbereich sind zur Erhöhung der Strukturvielfalt mindestens 7 fachgerecht angelegte 
Habitat-Strukturen (punktuelle Steinschüttungen mit Totholzhaufen/Wurzelstöcken) für die 
Zauneidechse innerhalb des Saumbereiches zum Waldmantel anzulegen Für die Totholzhaufen 
sind vorrangig die im Plangebiet entnommenen Gehölze zu verwenden.  
 

 8.2.3 Interne Ausgleichs-/Kompensationsfläche 2 (Komp.2) 
Als interne Ausgleichs-/Kompensationsfläche 2 (Komp. 2) werden die Fl.Nrn. 3882/3, 3882/6 
und 3892/3 sowie Teilflächen der Fl.Nrn. 3882, 3882/5, 3891, 3892 und 3892/2 Gmkg. 
Bamberg mit insg. 22.111 m² festgesetzt. 
 

Entwicklungsziele sind: 
Komp. 2.1 extensiver Acker(brache)streifen ("CEF 1") 
Komp. 2.2 extensives Grünland ("CEF 2") 
Komp. 2.3 Artenreiche Säume/Staudenfluren in Böschungsbereichen 
Komp. 2.4 abschnittsweise Strukturanreicherung entlang des Erlbachs 
Komp. 2.5 Pflanzung Feldhecke aus heimischen, standortgerechten Gehölzen mit der 

Mindestpflanzqualität "Strauch 2 x verpflanzt, Höhe 80/100" entlang des Erlbachs 
 

 8.2.4 Interne Ausgleichs-/Kompensationsfläche 3 (Komp.3) 
Als interne Ausgleichs-/Kompensationsfläche 3 (Komp. 3) werden Teilflächen der Fl.Nrn. 3891, 
3892 und 3892/2, Gmkg. Bamberg mit insg. 2.896 m² festgesetzt. 
 

Entwicklungsziele sind: 
Komp. 3.1 Artenreiche Säume/Staudenfluren in Böschungsbereichen 
Komp. 3.2 extensiver Acker(brache)streifen ("CEF 1") 
 

 8.3.3 Fassadenbegrünung 
Fensterlose Fassadenabschnitte von Hauptgebäuden ab 5 m Breite und Parkhausfassaden sind 
auf mindestens 80% der Gesamtfassadenfläche mit ausdauernden und hochwüchsigen Kletter- 
bzw. Rankgehölzen zu begrünen (Artauswahl siehe Artenliste in der Begründung,). Pflanzbeete 
sind dabei mit mindestens 0,5 m² Größe und mindestens 50 cm Tiefe anzulegen. Die 
Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die kombinierte Nutzung 
mit Solar- und/oder Photovoltaikanlagen ist zulässig. 
 

 8.3.4 Zu erhaltender Baumbestand 
Der so festgesetzte Baumbestand ist zu erhalten und durch geeignete Baumschutzmaßnahmen 
während der Baumaßnahmen vor Eingriffen zu sichern. Die Bodenfläche unter dem 
Kronentraufbereich ist zuzüglich 2,0 m von jeglicher Beeinträchtigung freizuhalten bzw. es sind 
geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von Eingriffen in den Wurzelschutzbereich zu ergreifen. 
Veränderungen des Geländeniveaus, wie Abgrabungen und Aufschüttungen sind nur bei 
diesbezüglich unempfindlichen Arten zulässig. Ausfälle von zu erhaltendem Baumbestand sind 
durch Ersatzpflanzung entsprechend der festgesetzten Pflanzbestimmung für Baumpflanzungen 
zu kompensieren. Die Ersatzpflanzung ist innerhalb des Geltungsbereiches vorzunehmen.  

 
 8.3.5 Pflanzgebote für Bäume im Bereich Planstraße C und Private Grünflächen B 

Für die gemäß Planzeichnung festgesetzten Pflanzgebote für Bäume sind standortgerechte, 
heimische Laubbäume entsprechend der festgesetzten Pflanzbestimmung für Baumpflanzungen 
zu verwenden. Die gemäß Planzeichnung festgesetzten Baumstandorte dürfen unter 
Beibehaltung des Begrünungskonzeptes bis zu 10 m abweichen. Die Pflanzungen haben im 
Rahmen der Herstellung der Außenanlagen bzw. in der nachfolgenden Pflanzperiode nach 
deren Fertigstellung zu erfolgen. 
 

 8.3.6 Pflanzgebote für Bäume im Bereich Planstraße A und B  
Für die gemäß Planzeichnung festgesetzten Pflanzgebote für Bäume sind standortgerechte 
Laubbäume entsprechend der festgesetzten Pflanzbestimmung für Baumpflanzungen zu 
pflanzen. Die gemäß Planzeichnung festgesetzten Baumstandorte dürfen unter Beibehaltung 
des Begrünungskonzeptes jeweils bis zu 10 m abweichen. Die Pflanzungen haben im Rahmen 
der Herstellung der Außenanlagen bzw. in der nachfolgenden Pflanzperiode nach deren 
Fertigstellung zu erfolgen. 
 

 8.3.7 Pflanzgebote für Bäume innerhalb der privaten Grünflächen A und B sowie den 
Sondergebietsflächen 

  Für die gemäß Planzeichnung festgesetzten Pflanzgebote für Bäume sind standortgerechte 
Laubbäume entsprechend der festgesetzten Pflanzbestimmung für Baumpflanzungen zu 
pflanzen. Die planzeichnerische Darstellung dient als Hinweis und ist nicht lagemäßig, jedoch in 
der Gesamtanzahl zu pflanzender Bäume, bindend. 

 
 8.3.8 Pflanzbestimmung für Baumpflanzungen 
  Folgende Mindestpflanzqualität wird für Baupflanzungen gemäß Pflanzgebot festgesetzt:  
  Hochstamm, 4-5 x verpflanzt, StU min. 20-25 cm, Artauswahl siehe Artenliste in der 

Begründung 
  Für jede Baumpflanzung ist ein durchwurzelbarer Raum von mind. 24 m³ vorzusehen. Die Tiefe 

der Pflanzgrube soll mind. 1,5 m betragen. Der Wurzelraum kann bei beengten 
Platzverhältnissen auch als überbaute Pflanzgrube mit fachgerechtem Pflanzsubstrat ausgeführt 
werden. Die offene Baumscheibe muss einen Durchmesser von mind. 2 m besitzen. Bei der 
Ausführung mit überbauten Baumscheiben sind pro Baumstandort mind. 2 Belüftungsrohre in 
den befestigten Flächen vorzusehen.  

  Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall durch Nachpflanzung festgesetzter 
Mindestpflanzqualität zu ersetzen. 

 
 
 
 

 9. Flächen für die Abwasserbeseitigung 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 
 
 9.1 Standort unterirdisches Schmutzwasserpumpwerk 
  Die notwendige Entwässerung des Plangebietes wird im Erläuterungsbericht zur Vorplanung 

"Erweiterung Klinikum am Bruderwald zum Gesundheitscampus Entwässerung und 
Verkehrsanlagen" von August 2026 ermittelt. Der Erläuterungsbericht ist integraler Bestandteil 
des Bebauungsplanes. 

 
 
 
 
 10. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die 

Regelung des Wasserabflusses 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB) 
 
 10.1 Umgrenzung von Flächen für die Wasserrückhaltung 

Regenwasserrückhaltebecken 
Regenwasserrückhaltebecken zur Retention des Niederschlagswassers nach DWA-A117. 

 
 10.1.1 Regenwasserrückhaltebecken 1 - bestehend 
 
 10.1.2 Regenwasserrückhaltebecken 2 - geplant (Erweiterung Klinikum) 
 
 10.2 Wasserflächen (Zweckbestimmung Zierteichanlage) 

In der privaten Grünfläche A sind Wasserflächen mit der Zweckbestimmung Zierteichanlage 
herzustellen. Dabei sind die bestehenden Teichanlagen mit begleitendem Baumbestand, soweit 
baubedingt möglich, zu erhalten und in die Gestaltung zu integrieren. Die neu gestalte 
Teichanlage ist mindestens auf das ursprüngliche Flächenmaß der bisherigen Teichanlage zu 
erweitern. Der dargestellte Umgriff der neu gestalteten Teichanlagen in der Planzeichnung dient 
als Hinweis und ist nicht bindend. Die erforderliche Um-/ Neugestaltung hat im Winterhalbjahr 
(von Oktober bis März) und in naturnaher Form zu erfolgen. Die naturnahe Ausformung ist als 
naturnaher Teilbereich in der Privaten Grünfläche "A" anrechenbar. 

 

  Der Bezugspunkt (UTM: E: 635516 und N: 5525523) und die Lage der Richtungssektoren 
ergeben sich aus der Planzeichnung. Die resultierenden Immissionsrichtwertanteile sind nach 
den Vorgaben der DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 nachzuweisen. Die Anwendung der 
Relevanzgrenze ist zulässig, d. h. ein Vorhaben ist auch schalltechnisch zulässig, wenn der 
Beurteilungspegel Lr den Immissionsrichtwert nach TA Lärm um mindestens 15 dB 
unterschreitet. 

 
 11.2.3 Die oben angegebenen Werte sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen. 

Bei Vorhaben mit geringem Emissionspotential kann die zuständige Immissionsschutzbehörde 
auf eine schalltechnische Untersuchung verzichten. 

 
 
 
 
 12. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
  (§ 9 Abs. 7 BauGB) 
 

 8.2.5 Minimierung der Versiegelung 
Stellplätze (außerhalb von Parkhäusern) und Wegeflächen sind mit wasserdurchlässiger 
Oberfläche herzustellen, soweit Belange und Erfordernisse des technischen Umweltschutzes 
bzw. der Barrierefreiheit nicht entgegenstehen und die Flächen nicht dem Schwerlastverkehr 
dienen. 
 

 8.2.6 Vorgezogene Kompensationsmaßnahmen des Artenschutzes (sog. CEF-Maßnahmen) 
  Die CEF-Maßnahmen sind im Vorfeld von Eingriffen innerhalb des Geltungsbereiches 

fachgerecht herzustellen und deren Wirksamkeit der Unteren Naturschutzbehörde zu belegen. 
  Gem. der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) (Stand 2022) sowie deren 

Aktualisierung (Stand 2026) werden folgende CEF-Maßnahmen festgesetzt: 
 

- "CEF 1" extensive Acker(brache)streifen mit mind. 30 m breiter, regulierter Ansaat mit 
Sommergetreide (Gerste, Hafer, Roggen oder Weizen) mit doppeltem Saatreihenabstand) 
und Verzicht auf Pestizid-/ Herbizid- und Düngemittel 

- "CEF 2" extensives Grünland herstellen durch Ackerumwandlung (Bodenvorbereitung und 
Ansaat einer regionaltypischen Saatgutmischung für extensives Grünland) sowie 
Grünlandextensivierung (mind. 3 Jahre Aushagerungsmahd, dann Wechsel zu extensiver 
Mahd) 

- "CEF 3" fachgerechtes Anbringen und Warten von 5 Nistkästen für Baumhöhlen brütenden 
Arten (Gartenrotschwanz und Trauerschnäpper) in den zur Erhaltung festgesetzten Bäumen  

 
 8.2.7 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen 

Gem. der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)(Stand 2022) sowie deren 
Aktualisierung (Stand 2026) werden folgende Vermeidungsmaßnahmen (V) und ergänzende 
Vermeidungsmaßnahmen (V-E) festgesetzt: 
 

- "V 1: Steuerung der Bau-/Rodungszeiten" i.V.m.  
- "V 4: Vermeidung von Individuenverlusten der Haselmaus",  
- "V-E 1: Abfang und Umsiedlung der Haselmaus aus Bereichen mit Habitateignung" und 

"V-E 2: Aufhängen von mindestens 5 Haselmauskobeln" 
Die Fällung bzw. Entnahme von Gehölzen ist ausschließlich zwischen September und 
Oktober zulässig. Die Gehölze sind nach erfolgter Fällung/Entfernung für 2 Tage auf der 
Fläche zu belassen. 
Die Räumung der Baufelder und der Baubeginn in den Offenlandbereichen hat darüber 
hinaus zwischen Anfang Oktober und Ende Februar zu erfolgen. 
Abfangen der Haselmäuse aus dem Plangebiet im Sommer vor Eingriffen in Gehölzbestände 
und Verbringung der Tiere an den südwestlichen Rand des Bruderwaldes oder in speziell 
vorbereitete Ersatzhabitate (Heckenneupflanzung). 
Fachgerechtes Aufhängen von mindestens 5 Haselmauskobeln im Randbereich zum 
Bruderwald 
 

- "V 2: Schutz angrenzender ökologisch bedeutsamer Bestände" 
Für an die Straßenflächen und Baufelder angrenzende Gehölzflächen/Grünflächen sind 
während der Bauausführung Schutzmaßnahmen vorzusehen. 
 

- "V 3: Vermeidung der Schädigung von Fledermausarten" 
Im Rahmen der Umweltbaubegleitung ist unmittelbar vor Rodungs- und 
Freiräumungsmaßnahmen der Baum- und Gebäudebestand durch einen 
Fledermausspezialisten auf das Vorkommen von Fledermäusen zu untersuchen. 
Vergrämungs- bzw. Vermeidungsmaßnahmen sind nach Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde zu treffen. 
Vor den Rodungsarbeiten sind insg. 15 Holz-/Holzbetonflachkästen an zu erhaltendem 
Baumbestand und nach Gebäudefertigstellung je 3 Flachkästen pro Gebäude an geeigneter 
Stelle (nach Abstimmung mit Fledermausspezialisten/Untere Naturschutzbehörde) 
fachgerecht zu installieren. Die Kästen sind über mind. 20 Jahre durch fachkompetente 
Personen jährlich zu Warten (Reinigung, Kontrolle, ggf. Ersatz). 
 

 3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung der baulichen Anlagen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 
 
 3.1 Abweichende Bauweise 
  (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 
  Eine Überschreitung der Gebäudelänge von 50 m ist zulässig. 
 
 3.2 Überbaubare Grundstücksflächen 
  (§ 23 Abs. 1, 2 und 3 BauNVO) 

Die Bebaubarkeit wird im Bebauungsplan durch Baugrenzen, Baulinien und maximale 
Geschossigkeiten auf Grundlage des Art. 6 BayBO geregelt. 
Im vorliegenden Fall wird Art. 6 Abs. 1 Satz 4 BayBO in Anspruch genommen.  

 
 3.2.1 Baulinie 
  (§23 Abs. 2 BauNVO) 
 
 3.2.2 Baugrenze 
  (§23 Abs. 3 BauNVO) 
 
 

C. Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs. 6 BauGB 
 
 
 1. Staatsstraße 2254 mit 20,0 m breiter Bauverbotszone gemäß Art. 23 Abs. 1 BaySTrWG. 
 

  Die Bauverbotszone ist von jeglichen baulichen Anlagen und Stellplätzen freizuhalten.  
 

  Werbende oder sonstige Hinweisschilder sind gemäß § 9 Abs. 6 FStrG bzw. Art. 23 BayStrWG 
innerhalb der Anbauverbotszone unzulässig. Außerhalb der Anbauverbotszone sind sie so 
anzubringen, dass die Aufmerksamkeit des Kraftfahrers nicht gestört wird (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 
BauGB. 

 
 
 2. Wasserflächen Erlbach (Gewässer 3. Ordnung) 
 
 
 
 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten innerhalb des Geltungsbereiches die 
Festsetzungen der Bebauungspläne Nr. "62 A" und "62 B" außer Kraft. 

 

 8.2 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft / Ausgleichsflächen und -maßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sowie § 1a Abs.3 
i.V.m. § 9 Abs.1a BauGB) 

   
 8.2.1 Eingriffsbereiche 

Dem Eingriffsbereich 1 (Sondergebiet mit privaten Verkehrsflächen und geplanten 
Regenrückhaltebecken) auf den Teilflächen der Fl.Nrn.: 3882/5, 3882/6, 3892/2, 3893, 3894, 
3894/1, 3896, 3897, 3898, 3898/1, 3899, 3900, 3901, 3903, 3904, 3905, 3906, 3909, 3910, 
3911, 3912, 3913, 3939, 3941, 3946, 3947, 3948, 3949, 3950, 3950/1, 3950/2 8930/3 und 
4051/2, Gmkg. Bamberg, werden die Interne Ausgleichs-/Kompensationsfläche 1 und die 
Interne Ausgleichs-/ Kompensationsfläche 2 zugeordnet.  
 
Dem Eingriffsbereich 2 (öffentliche Verkehrsfläche) auf den Fl. Nrn. 3894/2 sowie den 
Teilflächen der Fl.Nrn. 3867, 3868, 3869, 3990/2, 3990/52, 3980, 3889, 3955, 3891/2, 3891, 
3892/2, 4028/2, 3893, 3894, 4051/2 und 3882/5, Gmkg. Bamberg,  wird die Interne Ausgleichs-
/ Kompensationsfläche 3 zugeordnet.  
 

 8.2.2 Interne Ausgleichs-/Kompensationsfläche 1 (Komp.1) 
Als interne Ausgleichs-/Kompensationsfläche (Komp. 1) werden Teilflächen der Fl.Nrn. 4051/2, 
8930/3, 3906, 3909, 3910, 3911, 3912, 3913, Gmkg. Bamberg mit insg. 4.794 m² festgesetzt.   
 

Entwicklungsziele sind: 
Komp. 1.1 naturnaher, nach Nordwesten abgestufter und gebuchteter Waldmantel  
Komp. 1.2 extensiv gepflegter Saumbereich zur Planstraße A mit Habitat-Strukturen 
 
 

Für die Gehölzpflanzungen sind ausschließlich standortgerechte, heimische Sträucher 
(Mindestqualität Str. 2xv 80/100) zu verwenden (Artauswahl siehe Artenliste in der 
Begründung). Ausfälle von Pflanzungen im Rahmen der Herstellungspflege sind durch 
Neupflanzungen in festgesetzter Mindestqualität zu ersetzen. 
 


